
Friedens-  statt Kriegspolitik im Irankonflikt
Sanktionen und Kriegsdrohungen sofort beenden

Eine Erklärung aus der Friedensbewegung und der Friedensforschung
Der Konflikt mit Iran spitzt sich gefährlich zu. 
Das vom Westen beschlossene Ölembargo und der 
Boykott der iranischen Zentralbank sind gefähr-
liche Interventionen. Schon einmal verhängten 
Großbritannien und USA in den 1950er Jahren 
ein Ölembargo gegen Iran, das zum Sturz der 
demokratisch gewählten Regierung Mossadegh 
führte. Die heute eingeleiteten Öl- und Finanz-
embargos treffen vor allem die Menschen im Iran. 
Obendrein liefern sie dem gegenwärtigen Regime 
die Rechtfertigung, sich mit Hinweis auf die his-
torische Parallele als Opfer westlicher Aggression 
und als legitime Verteidiger und Beschützer der 
Unabhängigkeit des Iran, eines für alle Iraner vor-
rangigen politischen Ziels, darzustellen. Die mi-
litaristischen Strömungen in der Islamischen Re-
publik fühlen sich so geradezu legitimiert, mit der 
Schließung der Straße von Hormuz im Persischen 
Golf zu drohen. Die Sanktionseskalation ist auf 
dem besten Wege, in einen Krieg einzumünden. Er 
würde nicht nur für die Menschen im Iran katas-
trophale Folgen haben, sondern auch die gesamte 
Region auf weitere Jahrzehnte destabilisieren.

Das iranische Volk will – alle Indizien spre-
chen dafür – weder einen Krieg noch iranische 
Atombomben. Es wehrt sich allerdings gegen jede 
militärische Bedrohung von außen. Israels Atom-
arsenal und die militärische Einkreisung Irans 
durch die USA, die inzwischen in nahezu allen 
seinen Nachbarländern Militärbasen errichtet ha-
ben, sind wichtige Ursachen für die Rüstungsan-

strengungen Irans. Mit der Tolerierung von Israels 
Atomwaffenarsenal bei gleichzeitiger Bekämpfung 
des iranischen Atomprogramms tragen USA und 
EU die Hauptverantwortung dafür, dass kaum ein 
Oppositionspolitiker im Iran es wagt, die Atompo-
litik der Islamischen Republik in Frage zu stellen.

Auch in Deutschland und Europa fühlen 
wir uns mit der zunehmenden Gefahr eines Krie-
ges konfrontiert, der schwerwiegende Folgen für 
Europa und die Welt haben würde. Wer das Ziel 
verfolgt, die Islamische Republik durch Interven-
tion von außen zu beseitigen, wird realistische 
Lösungen für den Atomkonflikt ignorieren. Wir 
warnen deshalb davor, dass maßgebliche Kräf-
te in den USA und ihre exiliranischen Mitläufer 
den Atomkonflikt für einen Regime Change zu 
instrumentalisieren suchen. Die Behauptung, die 
Nuklearmacht Iran könne nur durch Krieg verhin-
dert werden, ist irreführend. Wir lehnen sie daher 
entschieden ab.

Wir fordern den Präsidenten der Vereinigten 
Staaten, Barack Obama, auf: Stoppen Sie die Em-
bargos gegen iranisches Öl und die iranische Zen-
tralbank. Verhindern Sie, dass der bevorstehende 
Präsidentschaftswahlkampf die US-Regierung und 
Israel in einen Krieg mit unvorhersehbaren Folgen 
stürzt. Bieten Sie Iran als Gegenleistung für das 
kontrollierte Beschränken des Nuklearprogramms 
entsprechend den Bestimmungen des Atomwaf-
fensperrvertrages einen gegenseitigen Nichtan-
griffspakt, möglichst gemeinsam mit Israel, an.

Von der deutschen Bundeskanzlerin fordern 
wir: Schließen Sie jede Beteiligung Deutschlands an 
einem Krieg gegen Iran öffentlich aus und stoppen 
Sie die riskante Sanktionseskalation. Unterstützen 
Sie möglichst zusammen mit anderen europäischen 
Regierungen die von der UNO beschlossene Konfe-
renz für eine massenvernichtungswaffenfreie Zone im 
Mittleren und Nahen Osten, die 2012 beginnen soll 
und die bisher in der Öffentlichkeit ignoriert wird. 
Dabei verspricht dieses Vorhaben, das durch eine 
KSZE-ähnliche Konferenz ergänzt werden könnte, 
eine völlig neue Perspektive des Friedens und der Ko-
operation für die gesamte Region. Nur eine Politik, 
die alle Staaten der Region, Israel eingeschlossen, zur 
atomaren Abrüstung und Enthaltsamkeit verpflich-
tet, kann das gegenseitige Misstrauen beseitigen und 
den Feindbildern zwischen den Religionen, Völkern 
und Staaten sowie dem Wettrüsten und den Diktatu-
ren den Boden entziehen.

Wir bitten die UNO, die geplante Konferenz 
möglichst bald einzuberufen, selbst wenn sie zu-
nächst von Israel oder Iran boykottiert werden sollte. 
Auf Dauer wird sich niemand in der Region dieser 
Perspektive verschließen können, ohne seine Glaub-
würdigkeit und Legitimation zu verlieren. Über den 
aktuellen Atomkonflikt hinaus wüchse mit einer 
ständigen Konferenz für Sicherheit und Zusammen-
arbeit im Mittleren und Nahen Osten (KSZMNO) 
die Hoffnung, dass ein neuer friedenspolitischer Rah-
men zur Lösung anderer aktueller Konflikte, insbe-
sondere des Nahostkonflikts, entstehen könnte.
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